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V

Vorwort
Die fortschreitende Digitalisierung hat das Recht der Informationstechno-
logien nicht nur vor neue Fragen gestellt, sondern es in einen permanen-
ten Dialog mit der Technik gebracht. Kaum ein Bereich verdeutlicht dies so 
eindrücklich wie das Zusammenspiel von Recht und Informatik: Trainings-
daten werden im Zeitalter der KI zu einem Wirtschaftsgut, Algorithmen ge-
nerieren Texte, Software „erfindet“ technische Lösungen – und Juristinnen, 
Juristen sowie Informatikerinnen und Informatiker stehen gemeinsam vor 
der Aufgabe, diese Entwicklungen rechtlich und technisch einzuordnen. 
Dieses Lehrbuch versteht sich als Begleiter genau an dieser Schnittstelle.
Ziel des Werkes ist es, Studierenden wie Praktikern aus Recht und Infor-
matik einen systematischen, zugleich praxisnahen Zugang zu den zentra-
len Schutzrechten und Regelungen zu eröffnen, die im Kontext moderner 
Software- und KI-Systeme von Bedeutung sind. Behandelt werden jeweils 
das deutsche und das US-amerikanische Urheberrecht, das Patentrecht so-
wie das Geheimnisschutzrecht – stets mit Blick auf ihre jeweilige Funktion, 
ihre dogmatischen Grenzen und ihre praktische Durchsetzung. Ein besonde-
rer Schwerpunkt liegt auf der Künstlichen Intelligenz: von den Grundlagen 
über urheber- und patentrechtliche Fragestellungen bis hin zu den aktuellen 
Regelungen der europäischen KI-Verordnung, einschließlich ihrer besonde-
ren Bedeutung für Open-Source-Software.
Darüber hinaus widmet sich das Buch der häufig unterschätzten, in der Pra-
xis jedoch relevanten Abgrenzung zwischen KI-Regulierung und Export-
kontrollrecht. Wann wird Software zur kontrollierten Technologie? Welche 
Rolle spielen Trainingsdaten und Schnittstellen? Und weshalb kann ein ver-
meintlich harmloser Code im falschen Kontext plötzlich außenwirtschafts-
rechtliche Aufmerksamkeit erregen?
Allen Kapiteln gemeinsam ist der konsequente Praxisbezug. Die dargestell-
ten Rechtsfragen werden anhand aktueller, lebensnaher Fallbeispiele entwi-
ckelt und mit den jeweils einschlägigen gesetzlichen Vorschriften verknüpft 
und dann rechtsvergleichend den US-amerikanischen Regelungen des Fall- 
und Gesetzesrecht gegenübergestellt. Theorie soll hier nicht Selbstzweck 
sein, sondern Werkzeug. Entsprechend richtet sich das Buch nicht nur an 
Leserinnen und Leser, die sich erstmals mit der Materie befassen, sondern 
auch an diejenigen, die rechtliche Entscheidungen treffen müssen – etwa in 
Unternehmen, Kanzleien oder Entwicklungsabteilungen.
Die vorliegende fünfte Auflage trägt der dynamischen Entwicklung des 
Rechtsgebiets Rechnung. Gegenüber der ersten Auflage wurde das Werk 
nicht nur inhaltlich erweitert und aktualisiert, sondern auch strukturell wei-
terentwickelt. Zahlreiche neue Checklisten sollen dabei helfen, komplexe 
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rechtliche Probleme zu ordnen und typische Fallstricke frühzeitig zu erken-
nen. Sie sind als Einladung zu verstehen, Recht nicht nur zu lesen, sondern 
anzuwenden.
Dieses Buch erhebt keinen Anspruch darauf, jede zukünftige technische In-
novation vorherzusehen. Es will jedoch die Grundlagen vermitteln, um neue 
Entwicklungen rechtlich einordnen – und dabei gelegentlich daran erinnern, 
dass selbst der raffinierteste Algorithmus am Ende doch wieder rechtliche 
Fragen stellt, die nur Menschen beantworten können. Wer also erwartet, 
dass Recht und Informatik stets widerspruchsfrei harmonieren, wird hier 
eines Besseren belehrt. Wer sich jedoch für genau diese Themenfelder inter-
essiert, ist herzlich eingeladen, weiterzulesen.

März 2026 Diana D. Chiampi Ohly
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1 

Einleitung
Von der Entwicklung bis zur Fertigstellung, dem Release und dem Einsatz 
einer Software im internationalen Kontext tauchen eine Reihe von juristi-
schen Fragestellungen und Problemen auf, die im Vorwort ansatzweise dar-
gestellt werden. Die Vertragsgestaltung spielt dabei nicht nur beim Vertrieb 
eine Rolle. Vielmehr ist zu berücksichtigen, dass bereits in der Entwick-
lungsphase – insbesondere beim Erwerb von Drittsoftware – Verträge zu 
schließen sind. Solche Verträge werfen vor allem im Open Source Bereich 
Probleme auf. Wenn eine Open Source Software in ein Produkt integriert 
wird, so können urheberrechtliche Beschränkungen den weiteren entgeltli-
chen Vertrieb behindern. Bereits hier zeigt sich die internationale Kompo-
nente, da Open Source Software vielfach in den U. S.A. entwickelt und von 
dort aus in Umlauf gebracht wird. Die Beurteilung der Vertriebsfähigkeit 
einer Software allein nach national geltenden Regelungen reicht daher nicht 
aus. Vielmehr ist sowohl bei der Entwicklung als auch beim späteren Ver-
trieb der Software das amerikanische Recht zu prüfen. Dies wird auch durch 
die im Ausgangsfall aufgeworfenen urheberrechtlichen und patentrechtli-
chen Probleme aufgezeigt, die nach Maßgabe des anwendbaren Rechts zu 
lösen sind und zu unterschiedlichen Ergebnissen – je nachdem, ob deutsches 
oder amerikanisches Recht anwendbar ist – kommen können.
Es werden daher die Fragestellungen untersucht, bei denen Softwarekom-
ponenten – auch solche von Drittanbietern – entgeltlich und unentgeltlich in 
das Produkt integriert werden. Da in der Praxis der Bezug von Drittsoftware 
aus den U. S.A. eine große Rolle spielt, wird der Fokus der internationalen 
Betrachtung im Bereich der Entwicklung und der Verbindung der verschie-
denen Softwarekomponenten auf der Untersuchung des amerikanischen 
Rechts, insbesondere des Copyright und Patent Laws, liegen.
Die gesetzlichen Vorschriften, die auf Computerprogramme anwendbar 
sind, werden anhand zahlreicher Fallbeispiele aus der Praxis dargestellt.
Im Fokus steht dabei die Frage, welche Komponenten Informatikerinnen 
und Informatiker der Forschungs- und Entwicklungsabteilungen in Deutsch-
land wie auch in den U. S.A. in eine Software integrieren dürfen (insbeson-
dere diejenigen, die sie nicht selbst entwickelt oder auch mittels Künstlicher 
Intelligenz entwickelt haben), wenn danach das Folgende gewährleistet wer-
den soll:
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Patent angemeldet werden; die Technik ist (noch) neu.
Dieses Lehrbuch widmet sich der rechtlichen Betrachtung von Software und 
ihrer Zusammensetzung von der Entwicklung bis hin zur Fertigstellung, ins-
besondere der Untersuchung einzelner Softwarekomponenten, die auf der 
Basis verschiedener – auch internationaler – Lizenzverträge zusammenge-
setzt und als ein einheitliches Softwareprodukt vertrieben werden sollen.
Die Fragen werden rechtsvergleichend unter Prüfung und Betrachtung des 
nationalen wie des amerikanischen Rechts, insbesondere des Urheber-, Pa-
tent- und Außenwirtschaftsrechts und der entsprechenden Praxis erörtert. Im 
Rahmen dessen werden ebenfalls die einschlägigen europäischen Richtli-
nien und Normen berücksichtigt.

Fallszenario – Ausgangsfall
Anhand des folgenden Fallszenarios soll die Komplexität der rechtlichen 
Analyse demonstriert werden. Es handelt sich dabei keineswegs um ein 
konstruiertes Beispiel. Vielmehr zeigt das Beispiel die rechtlichen Probleme 
der Entwicklung und des Softwarevertriebs auf und insbesondere, worauf 
zu achten ist, wenn eine Software – auch mittels KI – entwickelt wird und 
danach auf dem nationalen wie internationalen Markt verkauft und ggf. auch 
patentiert werden soll.
Die GoodWare4U AG ist eine Holding mit Sitz in Deutschland. Sie hat 
selbständige und unselbständige Niederlassungen in Deutschland und den 
U. S.A., dort die GoodWare4U, Corp. Sowohl in der AG als auch in der Nie-
derlassung in Kalifornien, der Inc., befindet sich eine F&E-Abteilung, die 
sich vornehmlich mit der Entwicklung von Software beschäftigen.
Daneben ist der GoodWare4U Konzern weltweit auch ein Serviceunterneh-
men, das Software des jeweiligen Kunden individuell oder auch Software 
für den Kunden vollständig erstellt.
Wir haben also bisher vier Komponenten der Software. Komponenten um-
fassen dabei z. B. Module eines Programms, Funktionalitäten, Add-ons für 
zusätzliche Funktionalitäten, Programmbibliotheken sowie Treiber und Ad-
apter:
1. von F&E programmierte Software,
2. von F&E in den U. S.A. programmierte Software,
3. Komponenten, die im Servicegeschäft der deutschen Niederlassung als 

Werk- oder Dienstleistung entstanden sind,
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4. Komponenten, die im Servicegeschäft der U. S.-Niederlassung entstan-
den sind und in das Endprodukt der Software integriert werden sollen.

Nun zeigt die Praxis, dass nicht jede Softwarekomponente erst durch die 
Erstellungsleistungen, wie in den Ziffern 1–4 beschrieben, geschaffen wird. 
Vielmehr wird auch auf bereits existierende Routinen und Software zuge-
griffen und KI eingesetzt. Das bedeutet, dass auch Drittsoftware in das Pro-
dukt integriert wird. Hier sind daher die folgenden weiteren Komponenten 
denkbar:
5. entgeltlich erlangte Drittsoftware mit Quellprogramm (Open Source 

Software),
6. unentgeltlich erlangte Drittsoftware mit Quellprogramm (Open Source 

Software),
7. entgeltlich erlangte Drittsoftware ohne Quellprogramm,
8. unentgeltlich erlangte Drittsoftware ohne Quellprogramm (Freeware).
Ist das Computerprogramm – die neue Standardsoftware der GoodWare4U 
unter dem Namen „GoodWare2go“ – erst einmal technisch fertig gestellt, so 
stellt sich wiederum die Frage, wem welche Rechte an den jeweiligen Kom-
ponenten bzw. am Gesamtprogramm zustehen. Auch diese Frage soll unter 
der Betrachtung des deutschen wie des amerikanischen Rechts untersucht 
werden. Im Anschluss ist zu untersuchen, ob ein solches Produkt, bestehend 
aus den vorgenannten Komponenten, auch in jedem Land vertrieben und in 
jedes Land exportiert werden darf.
Zur Veranschaulichung der aufgeworfenen und zu untersuchenden Proble-
me soll die nachfolgende Abbildung dienen. Bei dieser handelt es sich um 
ein Computerprogramm. Die vorgestellten Fragestellungen, denen sich ein 
international operierendes IT-Unternehmen widmen muss, bevor eine Soft-
ware für das Release freigegeben und dann vertrieben wird, werden dabei 
berücksichtigt. Die nachfolgende Abbildung enthält die im Ausgangsfall 
aufgeführten Problemstellungen. Im Zentrum ist ein Kreisdiagramm dar-
gestellt, das die Zusammensetzung des Programms visualisieren soll. Der 
größte Anteil besteht aus eigens entwickeltem Code mit 50 %. Weitere 40 % 
entfallen auf Open-Source-Software (OSS), während sonstige Drittsoftware 
10 % ausmacht.
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Erzeugnis von ChatGPT vom 26.1.2026 nach Eingabe folgender Prompts: 
„Erstelle eine Abbildung von einem Computerprogramm! Sie soll zeigen, 
dass im Programm folgende Elemente enthalten sind: OSS zu 40 %, sonstige 
Drittsoftware zu 10 %, eigens entwickelter Code zu 50 %.“
Die Fragestellungen zum eigens entwickelten Code sowie zu sonstiger 
Drittsoftware werden im 1. Kapitel (nationales Recht) und im 2. Kapi-
tel (US-amerikanisches Recht) behandelt, jeweils unter Berücksichtigung 
des Einsatzes von KI. Diejenigen zur Entwicklung mittels OSS werden im 
3. Kapitel behandelt, einschließlich der Betrachtung der Regelungen der 
KI-VO zu OSS. Die Fragen der Zulässigkeit des Exports nach deutschem, 
europäischem und US-amerikanischem Recht werden im 4. Kapitel behan-
delt – auch in Abgrenzung zur KI-VO.
Zu den einzelnen Problemstellungen, welche unter diesen Ziffern bereits 
aufgezeigt werden, erfolgt eine vertiefte Auseinandersetzung. Dafür werden 
jeweils Einzelfälle aus der Praxis zur Verdeutlichung des Problems gebildet 
und Lösungswege hierzu vorgestellt. Anhand der Fallbeispiele werden zu-
dem die für die Entwicklung, Erstellung und den sich anschließenden Ver-
trieb maßgeblichen Vorschriften unter Bezugnahme auf Rechtsprechung 
und Literatur dargestellt. Dieses Buch verfolgt daher auch den Zweck, ein 
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grundlegendes Verständnis für die Vielzahl der Detailprobleme – auch weit 
über den Ausgangsfall hinaus – zu schaffen.
Dieses Werk soll dem Rechtsvergleich dienen und die Probleme unter-
suchen, die durch eine Zusammenarbeit auf internationaler Basis mit der 
Geltung verschiedener Gesetze entstehen können, und Lösungsansätze pra-
xisnah mit Checklisten anbieten. Das Werk enthält zahlreiche Fälle aus der 
IT-Praxis, anhand derer Rechtsprobleme aufgezeigt und die Konsequenzen 
für die Praxis dargestellt werden. Bei der Betrachtung des amerikanischen 
Rechts werden die Fälle, welche eingangs zur Erläuterung des nationalen 
Rechts dargestellt werden, auch wieder aufgegriffen. Die Fälle sind daher 
nummeriert, so dass auf sie auch an anderen Stellen wieder verwiesen wer-
den kann. Wird der „Ausgangsfall“ zitiert, so ist damit das vorgenannte 
Fallszenario mit den verschiedenen aufgelisteten Problemen gemeint, de-
ren Lösung sich dieses Buch widmet. Die Lösungswege sollen sodann auf-
zeigen, wie die unter den einzelnen Ziffern des Ausgangsfalls dargestellten 
Pro blemstellungen gelöst werden können.
Adressaten dieses Lehrbuches sind Studierende und Praktiker. Dabei richtet 
sich das Werk insbesondere an Studierende des Informations-, Lizenz- und 
IT-Rechts sowie der Informatik und Rechtsinformatik und an Unterneh-
mensjuristinnen, juristische Berater, Teilnehmende des Fachanwaltslehr-
gangs IT-Recht sowie an Mitarbeitende und Selbständige, die an der Ent-
wicklung von Computerprogrammen mitwirken.
Die Übersichten und Checklisten dienen zur schnellen Rekapitulation des 
Dargestellten und zur Erleichterung der praktischen Arbeit im Umgang mit 
und der rechtlichen Bewertung von Computerprogrammen und deren Be-
standteilen.



6  

I  Die Softwareentwicklung nach deutschem Recht

1  Urheberrechtliche Betrachtung
1.1  Software als urheberrechtlich geschütztes Werk
Die Frage nach der Rechtsinhaberschaft an Teilen bzw. an der Software ins-
gesamt bestimmt sich – wie in dem vorerwähnten Fallszenario – nach den 
Vorschriften des Urheberrechtsgesetzes, die vertraglich nur eingeschränkt 
abbedungen oder geändert werden können. Daher ist es erforderlich, zu-
nächst die Vorschriften dieses Gesetzes zu betrachten und folgende Vorfra-
gen zu klären:

mehreren (Mit-)Urhebern zu?

Angestellten Entwicklungs-, also Programmierleistungen erbringt?

Das Urheberrecht basiert auf Art. 1 (Schutz der Menschenwürde), Art. 2 
Abs. 1 (Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit) sowie Art. 14 (Ge-
währleistung des Eigentums) des Grundgesetzes. Das bedeutet, es gibt 
demnach zwei Schutzbereiche: das Urheberpersönlichkeitsrecht, basierend 
auf Art. 1 und 2 Abs. 1 GG, sowie das Leistungsschutzrecht, basierend auf 
Art. 14 GG. Diese beiden Säulen des Urheberrechtsgesetzes zeigen sich 
schon im Titel: „Gesetz über Urheberrechte und verwandte Schutzrechte“.
Das Urheberpersönlichkeitsrecht zeigt seine Ausprägung u. a. in den folgen-
den Regelungen:

-

Recht, das Werk körperlich zu verwerten (für die IT insbesondere Ver-

Satz 1 betrifft das Urheberpersönlichkeitsrecht und Satz 2 das Recht auf 
-

dann den Inhalt des Urheberpersönlichkeitsrechts.
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Das Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273) wurde 
zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858) 
geändert.
Der Urheberrechtsschutz für Computerprogramme hielt Einzug in das Urhe-

-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 1991 über den Rechtsschutz 
von Computerprogrammen und wurde nach Umsetzung der Richtlinie 

2009 über den Rechtsschutz von Computerprogrammen (ABl. L 111 S. 16, 
nachfolgend Computerprogramm-Richtlinie) ersetzt. Durch das zweite Ge-
setz zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes vom 9. Juni 1993 wurden die 

UrhG eingeführt. Bis zur Novellierung des Urheberrechtsgesetzes im Jahr 
1993 musste eine gewisse Schöpfungshöhe erreicht sein, um Computer-
programme als Werke charakterisieren zu können. Computerprogramme 

-
rung als Sprachwerk spricht zudem, dass ein Sprachwerk auch aus mathe-
matischen Zahlen bestehen kann.1 Voraussetzung nach der Rechtsprechung 
war aber, dass das Programm das Programmschaffen eines Durchschnitts-
programmierers „erheblich“ überstieg.2 Die sogenannte „kleine Münze“ des 
Programmschaffens, also Werke von geringem schöpferischem Wert, waren 
damit noch vom Urheberrechtsschutz ausgeschlossen.3 Mit der Novellie-
rung wurden die Computerprogramme – und somit ein weiteres Beispiel für 
ein Sprachwerk – in den Katalog der Werkarten unter den Oberbegriff der 

von einer niedrigen Schutzuntergrenze für Computerprogramme auszuge-
4

Damit wurden die Innovationen der Hersteller von Computerprogrammen 
nun auch ausdrücklich unter den Schutz des Urheberrechtsgesetzes gestellt. 
Nach der Struktur des Gesetzes gibt es allgemeine und besondere Bestim-

-
inhaltet „Besondere Bestimmungen für Computerprogramme“. Diese in das 

-
grammen, einschließlich des Entwurfsmaterials, urheberrechtlichen Schutz, 
sofern eine persönliche geistige Schöpfung vorliegt.

1  RGZ 121, 357, 358 – Rechentabellen; BGH, GRUR 1959, 251 – Einheitsfahrschein.
2  BGH, GRUR 1985, 1041, 1046 – Inkasso-Programm.
3  Hierzu Loewenheim/Leistner
4  Zum Maßstab der Gestaltungshöhe der verschiedenen Werkarten s. Nordemann, in: 
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Eine Definition des Terminus Computerprogramm enthält das UrhG nicht, 
auch nicht in den „Besonderen Bestimmungen“. Es ist anzunehmen, dass 
der Gesetzgeber befürchtete, eine solche sei auf Grund der technischen Ent-
wicklung schnell wieder hinfällig.
Die World Intellectual Property Organization definiert Computerprogramm 
wie folgt: „Computerprogramm ist eine Folge von Befehlen, die nach Auf-
nahme in einen maschinenlesbaren Träger fähig sind zu bewirken, dass 
eine Maschine mit informationsverarbeitenden Fähigkeiten eine bestimmte 
Funktion oder Aufgabe oder ein bestimmtes Ergebnis anzeigt, ausführt oder 
erzielt.“5

Nach dem Richtlinienvorschlag der EG-Kommission zum Rechtsschutz von 
Computerprogrammen aus dem Jahr 1989 ist ein Computerprogramm das 
„in jeder Form, Sprache und Notation oder in jedem Code gewählte Aus-
drucksmittel für eine Folge von Befehlen, die dazu dient, einen Computer 
zur Ausführung einer bestimmten Aufgabe oder Funktion zu veranlassen.“ 
Hierbei sollen „alle menschlich wahrnehmbaren und maschinenlesbaren 
Formen von Programmen“ erfasst sein, aus denen „das Programm (…) ent-
wickelt wurde oder entwickelt werden kann (…).“
Demgegenüber werden Material wie Bedienungsanleitungen oder War-
tungshandbücher nicht als Teil oder „Ausdrucksformen des Computerpro-
gramms angesehen.“6

Die DIN 44300 definierte Software als „eine nach den Regeln der verwen-
deten Sprache festgelegte syntaktische Einheit aus Anweisungen und Ver-
einbarungen, welche die zur Lösung einer Aufgabe notwendigen Elemente 
umfasst“.
Damit ist Software nicht allein der Quelltext, denn dieser ist nur Text, ohne 
dass er eine Maschine steuert.

kategorisiert. Die nachfolgende Definition von Computerprogrammen und 

3.726 – computer program: 1. combination of computer instructions 
and data definitions that enable computer hardware to perform com-
putational or control functions 2. syntactic unit that conforms to the 
rules of a particular programming language and that is composed of 
declarations and statements or instructions needed for a certain func-
tion, task, or problem solution (…)

5  Mustervorschriften, GRUR Int. 1978, 286, 290 ff.
6  Art. 1 Abs. 1 des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates über den Rechtsschutz von 
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3.3783 – software: 1. computer programs, procedures and possibly 
associated documentation and data pertaining to the operation of a 
computer system (…) 2. all or part of the programs, procedures, ru-
les, and associated documentation of an information processing (…)
3. program or set of programs used to run a computer (…)

Beide Definitionen sehen im Computerprogramm ein Ausdrucksmittel (ent-
-

fehlen zur Erreichung einer bestimmten Funktion oder Lösung einer Auf-
gabe.
Dabei wird der Begriff der Software nicht als Synonym für Computerpro-
gramm verstanden; denn der Begriff „Software“ umfasst auch digitale Tex-
te, Soundfiles, Grafiken oder sonstige Daten und Datenbanken, bei denen es 
sich nicht um Computerprogramme im technischen Sinne handelt.7 Ein wei-
terer Unterschied besteht darin, dass für Computerprogramme Steuerbefehle 
notwendig sind.8 Die Definition der WIPO hat dies ebenfalls demonstriert 
(„Folge von Befehlen“). Zusammenfassend kann man dies auf die Kurzfor-
mel bringen: Software löst Probleme! Und sie ist überall: im Fernseher, im 
Tablet, in der Smartwatch, in der Spülmaschine, im Fotoapparat …
Man spricht dann auch von embedded Software, wenn diese in Produkten 
enthalten – also eingebettet – ist.9

Es ist auch zu erwähnen, dass der Terminus des Computerprogramms kei-
neswegs in allen – auf Computerprogramme anwendbaren – gesetzlichen 
Regelungen auftaucht. In den einzelnen Gesetzestexten taucht die folgende 
Terminologie auf:

In der Praxis – wie in diesem Buch – werden Begriffe wie Software, Pro-
gramm, IT-System und Produkt synonym für Computerprogramm verwen-
det, wobei inhaltlich nur das unter dem jeweiligen Begriff verstanden wer-

-

8  OLG Hamburg, CR 1998, 332, 333 f. – Computerspielergänzung; OLG Rostock, CR 
2007, 737 f.

9  Zur physischen Verbindung und Interaktion zwischen Soft- und Hardware s. ErwGrd 10 
der Computerprogramm-Richtlinie.
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den soll, was das Urheberrecht unter dem Begriff des Computerprogramms 
versteht.10

Es ist dann weiter zu differenzieren, welchen Zwecken die Software dienen 
soll und welche Vertragsart gewählt wird, auf deren Grundlage Rechte ein-
geräumt werden sollen.
Als Softwarearten gibt es grundsätzlich Standard- sowie Individualsoftware.
Individualsoftware wird grundsätzlich auf den Erwerber „zugeschnitten“ 
oder zumindest auf seine Bedürfnisse hin angepasst (Customizing). Es gibt 
dabei verschiedene Methoden, Software als Individualsoftware zu entwi-
ckeln.11 Dabei sollen hier zwei Methoden erläutert werden, die die Entwick-
lung in einem Kundenprojekt als Auftragsentwicklung betreffen.
Einmal gibt es die klassische Wasserfallmethode mit den aufeinanderfol-
genden Phasen: Planung, Analyse, Design, Implementierung, Abnahme und 
Echtbetrieb. Da die Phasen nacheinander durchlaufen und abgearbeitet wer-
den, muss immer wieder auch nach den vorherigen Phasen geschaut werden, 
damit nach Abschluss der Entwicklung auch alles noch aktuell ist. Deshalb 
werden in Praxisprojekten auch die für die jeweils weitere Entwicklung 
dienlichen Dokumente der Leistungsbeschreibung, die Pflichtenhefte, als 
begleitende Anleitung für das konkrete „Wie“ der Zielerreichung von den 
Parteien fortgeschrieben.
Bei der agilen Programmierung durch Scrum12 wird im Rahmen der Ent-
wicklung iterativ vorangegangen. Schon die Terminologie bei dieser Art 
der Softwareentwicklung zeigt Unterschiede zum Wasserfall. Beim klassi-
schen Wasserfall werden regelmäßig nach Projektfortschritt Meilensteine 
eingelegt, verbunden mit dem Erreichen von Zwischenzielen, etwa dem 
Abschluss der Programmierung einer Teilfunktionalität des Computerpro-
gramms. Beim Scrum dagegen werden Sprints eingelegt. D. h. nicht, dass 
bei der Scrum-Methode im Ergebnis alles schneller geht, es gibt aber Mee-
tings in kürzeren Zeitabständen. Die Projektmitarbeiter beider Teams – der 
Auftraggeberin und der Auftragnehmerin – tauschen sich auch regelmäßig 
untereinander aus, es werden aber in kürzeren Zeitabständen Meetings abge-
halten und Zwischenetappen auf dem Weg zum Ziel in kleinere Abschnitte 
unterteilt, um den Projektfortschritt zu besprechen.

10  Wenn daher der Begriff „Software“ oder „Programm“ verwendet wird, dann soll dies 
als Synonym für „Computerprogramm“ verstanden werden. Dies gilt für alle Kapitel 
dieses Buches.

11  Eine Übersicht hierzu bietet auch Sarre
12  Bei Scrum handelt es sich um eine Technik der agilen Programmierung.


